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Mietbeihilfen für sozial Schwächere 
Der Landtag verabschiedete ein Gesetz über die Gewährung von Wohnbeihilfen 

In zweiter Lesung verab
schiedete das Parlament 
ein Gesetz zur Gewährung 
von Wohnbeihilfen. So
zial schwächeren Famili
en, die aufgrund ihres 
schmalen Einkommens 
auf Sozialhilfe angewie
sen waren, soll der un
liebsame Gang zum So
zialamt in Zukunft ver
mehrt erspart bleiben. Die 
Mietbeihilfen bringen die 
nötige Unterstützung. 

Peter Kindle 

Am 1. April 2001 wird das neue 
Gesetz über die Gewährung 
von Wohnbeihilfen in Kraft tre
ten. Sozial schwächeren Fami
lien wird vom Staat finanziell 
unter die Arme gegriffen, um 
einen adäquaten Wohnungs
raum finanzieren zu können. 
Das Parlament zeigte sich an
lässlich der zweiten Lesung 
einverstanden mit den Korrek
turen, welche von Seiten der 

Regierung noch angebracht 
werden mussten. So wird in der 
endgültigen Gesetzesfassung 
nicht mehr von «Wohnbeihil
fe», sondern von «Mietbeiträ
gen» gesprochen. Um eine rei
bungslose Abwicklung der An
träge garantieren zu können, 
sprach sich das Parlament in 
einem reichlich spät einge
reichten Rückkommensantrag 
zudem für die Schaffung einer 
zusätzlichen Stelle beim Amt 
für Wohnungswesen aus. 

Wo bleiben die Mindest
löhne? 

Der FBPL-Abgeordnete Ru
dolf Lampert betonte deutlich, 
dass er das Ansinnen eines sol
chen Gesetzes ausdrücklich be-
grüsse, stellte aber fest, dass er 
der von der Regierung vorge
schlagenen Fassung nicht zu
stimmen könne. Er stellte fest, 
dass dieses Gesetz nur  dann 
Sinn mache, wenn auch ent
sprechende Mindestlöhne von 
den Arbeitgebern ausbezahlt 
würden. «Es gibt einige Betrie

be in unserem Land, welche die 
Mindestlöhne nicht zahlen», er
eiferte sich Rudolf Lampert. Der 
FBPL-Abgeordnete sah nicht 
ein, warum der Staat nun durch 
die Gewährung der Mietbeihil-
fen jene Arbeitgeber finanziell 
unterstützen solle, welche nicht 
einmal Mindestlöhne für ihre 
Angestellten entrichten. 

Des Weiteren stellte e r  fest, 
dass bestimmte formale Fehler 
im Gesetz vorhanden sind: «Die 
Regierung wollte die Verwir
rungen bei verschiedenen Be
griffsbestimmungen ausräu
men. Ich muss aber feststellen, 
dass Klarstellungen fehlen», so 
Rudolf Lampert. Um seiner Ab
neigung für dieses Gesetz in der 
bestehenden Form Nachdruck 
zu verleihen stellte er fest,-dass 
er  keine Abänderungsan|räge 
einreichen wolle, da er dem Ge
setz sowieso nicht zustimme. 
Regierungschef Mario |?rick 
nutzte die Gelegenheit, di^ u n 
klaren Begriffe zu berichtigen. 
Allerdings brauchte er dazu ei
ne halbe Stunde Pause. 

Regierungschef Mario Frick musste bei der Verabschiedung des Gesetzes zur Gewährung von Mietbei
hilfen noch einige Korrekturen anbringen, bis das Parlamentsich zu einer positiven Abstimmung ent-
schliessen konnte. (Bilder: bak) 

«Es sind zu viele Fehler passiert» 
Unmut über finanziellen Aufwand für externe Sonderermittler • 

Der Landtag ha t  gestern 
Abend diverse Nachtragskre
dite in Gesamthöhe von knapp 
3 Mio. Franken genehmigt. 
Den Unmut des FBPL-Abge-
ordneten Rudolf Lampert zo
gen dabei die von  der  Regie
rung beantragten Kreditüber
schreitungen für den Beizug 
externer Ermittler a u f  sich. 

Manfred Öhri 

Für die Einsetzung von Sonder
staatsanwalt Kurt Spitzer, den 
Beizug österreichischer Wirt-
schaftsspezialisten und damit 
zusammenhängende Anschaf
fungen bei der Landespolizei fie
len Kosten von 1,6 Mio. Franken 
an. Als dringliche Aufwendun
gen stiessen sie gestern im Land
tag nicht auf  volle Zustimmung, 
nachdem der FBPL-Abgeordnete 
Rudolf Lampert eine Einzelab
stimmung zu diesen Kreditüber
schreitungen gefordert hatte. 

Zu viele Fehler passiert 
Dem allgemeinen Dank der 

Regierung an  die Adresse von 

Rudolf Lantpert:«Dem Dank der 
Regierung an Herrn Spitzer kann 
ich mich nicht anschliessend • 

Sonderstaatsanwalt Spitzer 
könne er  sich nicht anschlies
sen, bemerkte Rudolf Lampert. 
Seines Erachtens sind zu viele 
Fehler geschehen. Es sei ein 
unverhältnismässiges Vorge
hen an den Tag gelegt worden, 
wobei der Abgeordnete insbe

sondere auf  die «mit 20 schwer
bewaffneten Begleitern vorge
nommenen Hausdurchsuchun
gen» abzielte. Vielen Menschen 
sei ein mangelndes Unrechts
bewusstsein an den Kopf ge
worfen worden, und die Krimi
nalität im Land habe man mit 
jener einer Grossstadt vergli
chen. Lynchjustizartig seien 
Personen verhaftet und glei-
chermassen in diversen Medien 
vorverurteilt worden. Seine 
Ablehnung des Kreditantrages 
begründete Rudolf Lampert 
aber auch damit, dass von der 
Regierung nur  ein Pauschalbe
trag genannt werde. Er behalte 
sich deshalb das Recht vor, so 
der FBPL-Abgeordnete, in der 
Geschäftsprüfungskommission 
des Landtags noch eine detail
lierte Aufstellung der verschie
denen Ausgaben zu verlangen 
und diese allenfalls einer Über
prüfung a u f  ihre Rechtmässig
keit hin zu unterziehen. 

Keine Ausschreibung 
Einer der Nachtragskredite -

in Höhe von 0,4 Mio. Franken -

betraf (wieder einmal) den 
Fernmeldebereich. Mit der Be
willigung dieses Kredites ver
band die Regierung die gleich
zeitige Zustimmung des Land-
tages zur Veräusserung der sich 

// im Landeseigentum befindli
chen Mobil/Natel-Anlagen an 
die Telekom FL, die ihr Interes
se am Erwerb dieser Anlagen 
bekundet hatte. Insgesamt 19 
Abgeordnete stimmten letztlich 
diesem Vorgehen zu. 

Nachdem es mehrere Konzes
sionäre in  Liechtenstein gibt, 
erkundigte sich der FBPL-Ab
geordnete Johannes Matt da
nach, weshalb keine öffentliche 
Ausschreibung für das Netz er
folgt sei und ein möglicher Ver
kauf an die LTN nicht auch eine 
Variante gewesen wäre. Regie
rungschef Mario Frick gab dem 
Abgeordneten grundsätzlich 
Recht. Die Regierung sei aber 
unter anderem deshalb davon 
weggekommen, weil die Tele
com FL für Kontinuität zustän
dig sei und zudem eine gewisse 
rechtliche Unsicherheit bestan
den habe. 

Geld für das EWR-Finanzierungsinstrument 
Liechtensteiner Beitrag für 1999-2003 kostet 1,2 Millionen Euro 

Entgegen den ursprünglichen 
Informationen bezahlt Liechten
stein weiterhin Geld an  das 
EWR-Finanzierungsinstrument. 

Adi Lippuner 

Der Landtag hat der neuen Vor
lage, welche innerhalb der 

REKLAME 

nächsten fünf Jahre 1,2 Millio
nen Euro kosten wird, zuge
stimmt. Diese Beiträge sind ein 
Folgeinstrument zum alten Fi
nanzierungsmechanismus, wel
cher mit dem In-Kraft-Treten 
des Abkommens über den Eu
ropäischen Wirtschaftsraum im 
Jahr 1994 seinen Anfang fand. 
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Gemäss Regierung kann das 
neue Instrument als «eine Art 

. Entwicklungsfonds» bezeichnet 
werden. Fortgeführt wird das 
Finanzierungsinstrument auf '  
Ersuchen Spaniens. Das Geld 
soll zur Verringerung der sozia
len und wirtschaftlichen Un
gleichheiten einsgesetzt wer
den. Zu diesem Geschäft gab es 
nur zwei Wortmeldungen. Otto 
Büchel, VU, bezeichnete eine 
Zustimmung zur neuen Vorlage 
als vertretbar und Volker 
Rheinberger, VU, wollte wissen, 
wieviel von dem Geld, das 
Liechtenstein in den Fonds ein
zahlt, von der Administration ' 
aufgebraucht wird. 

Die genauen Kosten der: 
Administration konnte 
Regierungschef Mario Frick, 
nicht beziffern. Liechtenstein 
hat innerhalb von fünf Jahren 

insgesamt 1,2 Millionen Euro zu 
bezahlen. Im ersten Jahr sind 
150 000 Euro, das entspricht 
rund 240 OOO Franken, zur Ver
fügung zu stellen. Die Beträge 
der Folgejahre können noch 
nicht genau beziffert werden, da 
projektbezogen finanziert wird. 

Der VU-Abgeordnete 
Rheinberger. 

Volker 

Hilfe zur Selbsthilfe 
Wiedereingliederung Straffälliger 

Der Landtag verabschiedete 
gestern das v o n  der  FBPL-
Landtagskommission ausge
arbeitete Gesetz über  die 
Bewährungshilfe einhellig. 
Damit soll die Betreuung bzw. 
die Wiedereingliederung 
Straffälliger eine Verbesse
rung erfahren. 

Endlich steht eine gesetzliche 
Grundlage für die Einrichtung 
der Bewährungshilfe bereit. 
Vorangegangen ist im Novem
ber 1997 eine FBPL-Motion, 
welche beabsichtigte, mit Hilfe 
einer Landtagskommission ein 
diesbezügliches Gesetz zu 
kreieren. Bemerkenswerterwei

se sahen sich die VU wie die FL 
nicht veranlasst, eigene Vertre
ter in die Kommission zu ent
senden. Der Zweck des b& 
schlossenen Bewährungshille
gesetzes besteht darin, straffäl
lig gewordenen Personen eine 
individuelle und  gesellschafP 
liehe Hilfe zukommen zu 
lassen. Die Besorgung der 
Bewährungshilfe wird in der 
Regel von privaten Vereini
gungen durchgeführt. Hierbei 
gilt es sich zu  vergegenwärti
gen, dass die Bewährungshilfe 
als Hilfe zur Selbsthilfe anzu
sehen ist, indem sie die 
Ursachen der Straffälligkeit 
bekämpft. (ho) 

Berggebietskonzept 
Wie ernst ist das Anliegen? 

Die Regierung legt endlich ein 
Konzept für  Landschafts
schutz im  Alpengebiet vor. 

13 Jahre nach der Einreichung 
eines FBPL-Postulates legt die 
Regierung nun also doch noch 
ein Konzept für das Berggebiet 
vor. Alois Beck (FBPL) bemän
gelt in Bezug au f  die Postulats

beantwortung, dass die Regie
rung die möglichen Erholungs
und Freizeitnutzungen nicht in 
angemessener Art und Weise 
berücksichtigt habe. Volker 
Rheinberger (VU) kritisierte die 
durch die Regierung relativierte 
Nachhaltigkeit in Sachen Al
penschutz. Helmut Konrad 
(FBPL): «Ein Papiertiger?» (ho) 

Höhere Subvention 
HPZ: Knapp 984 000 statt 656 000 Franken 
Das Heilpädagogische Zent
rum in  Schaan bekommt mehr 
Geld als erwartet. Die dritte 
Bauetappe wird mit 50 statt 
30 Prozent vom Land subven
tioniert. 

Beim HPZ handelt es sich u m  
eine bedeutende pädagogische 
Einrichtung von überregiona
lem Interesse. Aus diesem 
Grund stellten die Landtagsab
geordneten Rudolf Lampert 
(FBPL) und Oswald Kranz (VU) 
den Antrag die Subventionie
rung der dritten Bauetappe des 
Ausbau- und Sanierungspro
jektes von  30 a u f  50 Prozent zu 
erhöhen. Immerhin würden 
auch Tennisplätze und andere 

Sportanlagen mit 50 Prozent 
subventioniert, so Rudolf Lam
pert. 

Weitere Subventionen? 
Der Neubau eines Kindergar

tens, der Ausbau eines proviso
rischen Klassenraumes sowie 
die Sanierung des Pausenplat
zes betreffen ausschliesslich Be
reiche der schulischen Bildung. 
Ingrid Hassler-Gemer (VU) warf 
die Frage auf, ob nun alle ähn
lichen Projekte in diesem Um
fang subventioniert würden 
und inwieweit nun von Konse
quenz die Rede sein kann. Sieb
zehn Landtagsabgeordnete 
stimmten dem geänderten Fi-
nanzbeschluss zu. (jak) 
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